
PENSIONSKASSEESSAKSNOISNEP
nielamniE1leipsieB gnulhazn

ualatipaK2leipsieB

ntiekgitäTTä.tsblesnusuabrewrE

ssämeggartiebnessaksnoisneP

galnielamniEehciltnedroressuA

essaksnoisnePegärtieBlatoTTo

006FHCnov%81gihäfsguzbA

bierFniek–gnulhazsu

netsoksgnunniweGredguzbAhca

siewsuanhoL

essaksnoisnePe

–.000

rhemgarteb

–.00006FHC

–.0003FHC

–.00001FHC

–.00031FHC

–.00801FHC

veR:elleuQ,tgoVhplaR:kfiargofnI

aK,tetariehrev,erhaJ46,nnaM

etneRehcilrhäjetenhcerrE

ztasreuetS

0003FHCnov%1reuetssednaL

051galhcsuzreuetsedniemeG+

ualeb–.0525FHCfuagnutsalebreuetS
skcüreBretnu,rhajroVmI:hcielgreVmI

paKfuagnutsalebreuetSlatoTTo=

naahcS,GAyrosivdAnotnrohTtnarGtsurTiv

–.000003FHCgnutsiellatipa

–.000

)%002sibedniemeGhcanej(%

.nef
03novsgartebierFnegilamadsedgnugithcis

gnulhazsualatip

–.45741FHC

1%

–.0003FHC

–.0054FHC

eidhcisettäh,%

–.0057FHC

Wirtschaftregional|28. Februar 2015 Steuern|7

▶Sozialleistungen

AHV und 
Pensionskasse
Diskussion In der Öffentlichkeit wird immer wieder
über die Besteuerung der Pensionskassen und 
AHV-Leistungen diskutiert. Aktuell auch im Landtag.

VON SARAH MORAGON* 
UND GABRIELA EBERLE**

D
ie Diskussion ist aktuell,
insbesondere, da der
Landtag in seiner Sep-
tember-Sitzung 2014
Änderungen in diesem
Zusammenhang be-

schlossen hat, welche nun in der Steu-
ererklärung 2014 zur Umsetzung kom-
men. Aber wie sieht diese Besteuerung
denn nun konkret aus?

Beiträge an die AHV/IV/FAK 
❯ Personen, die in Liechtenstein einer

unselbstständigen Erwerbstätigkeit
nachgehen, sind ab ihrem 18. Alters-
jahr AHV-beitragspflichtig. Der Bei-
tragssatz für den Arbeitnehmer be-
trägt für die AHV/IV 4,55 Prozent des
massgebenden Lohnes (der Arbeitge-
ber bezahlt inklusive FAK und Verwal-
tungskosten 7,1204 Prozent). 

❯ Nichterwerbstätige Personen sind ab
dem 21. Altersjahr AHV-beitrags-
pflichtig und bezahlen entweder den
Mindestbeitrag von 350.40 Franken
oder werden auf Grundlage ihres Ver-

mögens, des Renteneinkommens
oder anderer wiederkehrender Leis-
tungen bemessen.

❯ Selbstständigerwerbende bezahlen
einen AHV/IV/FAK-Beitrag von
11,6704 Prozent auf ihren Gewinn aus
selbstständiger Erwerbstätigkeit.

Die AHV-Beiträge sind im Laufe des
Erwerbslebens in der jährlichen Steuer-
erklärung unter dem Titel «Versiche-
rungsbeiträge» vom Erwerb abziehbar.

Beiträge an die Pensionskasse
❯ AHV-Beitragspflichtige sind in der

Regel ebenfalls pensionskassenpflich-
tig. Die volle Beitragspflicht gilt ab
dem 24. Altersjahr (vorher Risikover-
sicherung). Der Arbeitgeber muss
mindestens die Hälfte der Beiträge
tragen. Unter gewissen Voraussetzun-
gen sind Einmaleinlagen (zum Bei-
spiel nachträglicher Einkauf ) in die
Pensionskasse möglich (siehe Beispiel
1). 

❯ Selbstständigerwerbende haben die
Möglichkeit eines freiwilligen An-
schlusses an eine Pensionskasse.

Gemäss neuester Regelung ist die Ab-
zugsfähigkeit der laufenden und einma-
ligen Beiträge auf jährlich maximal 18
Prozent der Einkünfte aus selbstständi-
ger und unselbstständiger Erwerbstätig-
keit beschränkt. 

Bezüge von AHV-Altersrenten 
Der Rentenanspruch bei der AHV

entsteht bei ordentlichem Rentenalter
mit 64 Jahren. Die Auszahlung erfolgt in
monatlichen Renten. Die monatliche
Maximalrente beträgt 2320 Franken.

Die jährliche Rente ist als Erwerb zu
versteuern, wobei heute noch ein Frei-
betrag von 70 Prozent gewährt wird.
Dies bedeutet, dass lediglich 30 Prozent
des Renteneinkommens steuerbar sind.

Bezüge von Pensionskassengeldern
Während die AHV nur monatliche

Renten ausbezahlt, kann bei der Pensi-
onskasse zwischen monatlichen Ren-
ten, einer einmaligen Kapitalauszah-
lung oder einer Mischung aus beidem
gewählt werden.

Die jährliche Rente ist wie die AHV-
Rente als Erwerb zu versteuern. Gemäss
eingangs erwähntem Landtagsbeschluss
vom September 2014 wird ab dem Steu-
erjahr 2014 kein Freibetrag mehr ge-
währt (der Freibetrag betrug bis anhin
30 Prozent). Die Besteuerung erfolgt zu
100 Prozent.

Wählt der Versicherte anstatt der mo-
natlichen Rente eine einmalige Kapital-
auszahlung, wird diese gesondert vom
übrigen Erwerb zum sogenannten Ren-
tensatz besteuert. Dies bedeutet, dass
anhand einer von der Steuerverwaltung
vorgegebenen Rententabelle errechnet
wird, wie hoch sich die mutmassliche
jährliche Rente belaufen würde. Dabei
werden der Auszahlungsbetrag und die
mutmassliche Lebenserwartung be-
rücksichtigt. Diese jährliche Rente be-
stimmt den Steuersatz, mit welchem die
Einmalauszahlung besteuert wird (siehe

Beispiel 2). Versicherte, die zum Zeit-
punkt der Auszahlung der AHV- oder
Pensionskassenrente/Kapitalleistung
ihren Wohnsitz im Ausland haben, un-
terliegen einer Quellensteuer von 12
Prozent. Vorbehalten bleiben abwei-
chende Regelungen aufgrund eines
Doppelbesteuezwischen Liechtenstein

und dem Wohnsitzstaat des Leistungs-
empfängers. 

Unter gewissen Voraussetzungen be-
steht die Möglichkeit, eine ordentliche
Veranlagung in Liechtenstein zu bean-
tragen, welche allenfalls zu einer tiefe-
ren Steuerlast als 12 Prozent führen
kann.
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▶DBA Liechtenstein-Schweiz

Liechtensteins
DBA-Netz
wächst stetig
Rahmenbedingungen Mittlerweile elf Abkommen zur
Doppelbesteuerung hat Liechtenstein abgeschlossen. 
Das stärkt den hiesigen Wirtschaftsstandort.

VON HEINZ HANSELMANN*

L
iechtenstein hat mit der To-
talrevision des Steuergeset-
zes dafür gesorgt, dass das
alte Steuergesetz durch ein
international kompatibles
und EWR-konformes Steu-

ergesetz ersetzt wurde. Zur steuerlichen
Attraktivität eines Landes gehört neben
dem nationalen Steuergesetz auch ein
breites Netz an Doppelbesteuerungs-
abkommen. Bis Ende 2010 waren fünf
umfassende Doppelbesteuerungsab-
kommen sowie das Rumpfabkommen
mit der Schweiz abgeschlossen, jedoch
waren lediglich die Abkommen mit
Österreich und der Schweiz in Kraft.
Zum heutigen Zeitpunkt bestehen elf
Doppelbesteuerungsabkommen, ein
umfassendes Abkommen mit der
Schweiz sowie drei weitere Abkommen
sind paraphiert. 

Bei einem Doppelbesteuerungsab-
kommen geht es unter anderem um die
Zuteilung der Besteuerung sowie um die
Vermeidung der Doppelbesteuerung.
Entsprechend kann mit einem Doppel-
besteuerungsabkommen die Reduzie-
rung von steuerlichen Hürden von ge-

genseitigen Investitionen erreicht wer-
den. Für einen Investitionsstandort wie
Liechtenstein ist es wichtig, dass Geld-
rückflüsse mit möglichst geringen aus-
ländischen Steuerbelastungen erfolgen. 

Während das Doppelbesteuerungs-
abkommen mit Österreich angepasst
und mit Deutschland ein Doppelbe-
steuerungsabkommen abgeschlossen
wurde, besteht mit der Schweiz derzeit
lediglich ein Rumpfabkommen, welches
mehr oder weniger die Grenzgängerbe-
steuerung regelt, jedoch die steuerli-
chen Hürden (vor allem 35 Prozent Ver-
rechnungssteuer) bei Investitionen
eines liechtensteinischen Investors in
der Schweiz nicht reduziert. Dies ver-
wundert umso mehr, als Liechtenstein
und die Schweiz grundsätzlich eine sehr
enge Zusammenarbeit pflegen. 

Schritt in richtige Richtung
Anfang Februar wurde durch die

liechtensteinische Regierung kommuni-
ziert, dass die Verhandlungen bezüglich
eines neuen Doppelbesteuerungsab-
kommens mit der Schweiz abgeschlos-
sen sind und ein neues Doppelbesteue-
rungsabkommen voraussichtlich per 1.
Januar 2017 in Kraft treten soll. Dies ist

ein weiterer Schritt in die richtige Rich-
tung damit grenzüberschreitende Inves-
titionen von liechtensteinischen Inves-
toren im nahen Ausland und bei wich-
tigen Handelspartnern möglichst keiner
Doppelbesteuerung unterliegen. 

Was würde das neue Doppelbesteue-
rungsabkommen mit der Schweiz für
den liechtensteinischen Investor be-
deuten? Die wichtigste Änderung be-
trifft die Verrechnungssteuer auf Divi-
denden und Zinsen von Schweizer Ge-
sellschaften an liechtensteinische In-
vestoren. Diesbezüglich soll die
Verrechnungssteuer auf Zinsen gänz-
lich wegfallen. Das heisst, der Verrech-
nungssteuer unterliegende Zinszahlun-
gen an liechtensteinische Investoren
würden in der Schweiz im Endeffekt
nicht mehr besteuert. Dies unabhängig
davon, ob es sich beim Investor um
eine natürliche oder juristische Person
handelt. 

Die Verrechnungssteuer auf Dividen-
denzahlungen für in Liechtenstein an-
sässige Investoren würde sich in allen
Fällen auf 15 Prozent reduzieren. Sofern

der liechtensteinische Investor eine Be-
teiligung von mehr als zehn Prozent
hält, würde im Endeffekt die Verrech-
nungssteuer vollständig wegfallen.
Wenn beispielsweise eine in Liechten-
stein ansässige natürliche Person Aktio-
närin einer Schweizer Aktiengesell-
schaft ist, würde eine allfällige Dividen-
de letztendlich in der Schweiz mit 
15 Prozent besteuert. Sofern die einzige
Aktionärin einer Schweizer Aktienge-
sellschaft eine in Liechtenstein ansässi-
ge Aktiengesellschaft ist, würde in der
Schweiz auf Dividenden kein Besteue-
rungsrecht mehr bestehen. Wenn diese
liechtensteinische Aktiengesellschaft je-
doch mit weniger als zehn Prozent an
der Schweizer Aktiengesellschaft betei-
ligt ist, hätte die Schweiz ein Besteue-
rungsrecht von 15 Prozent. Offen bleibt,
wie die Steuerpraxis der Schweiz mit
noch nicht ausgeschütteten Gewinnen
(Altbestände) umgeht. Demzufolge ist
es unklar, ob die Altbestände, welche
mit einer latenten Verrechnungssteuer
behaftet sind, steuerfrei zum Investor
zurückgeführt werden können. 

Zusammenfassend lässt sich festhal-
ten, dass die bisher bekannten Ände-
rungen im Doppelbesteuerungsabkom-
men mit der Schweiz eine wichtige
Grundlage für den Investitionsstandort
Liechtenstein sind und entsprechend zu
begrüssen sind. Die Rahmenbedingun-
gen für die liechtensteinische Wirtschaft
werden dadurch gestärkt und die steu-
erlichen Hürden reduziert. Wichtig ist es
jedoch, dass die Regierung weiterhin
bemüht ist, zusätzliche Doppelbesteue-
rungsabkommen abzuschliessen, um
die steuerliche Attraktivität Liechten-
steins zu steigern. 

Das Doppelbesteuerungsabkommen Schweiz-Liechtenstein im Fokus.  Bild: Keystone
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